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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Die Freisinnig-demokratische Partei (FDP), die in den Nationalratswahlen von 1983 (vgl.
auch hier) zur stärksten Landespartei aufgestiegen war, blieb von
Abbröckelungserscheinungen nicht verschont. Die Fortsetzung der Reihe von
kantonalen und kommunalen Wahlmisserfolgen, die im Herbst 1985 in der Westschweiz
begonnen hatte (vgl. auch hier), gab zur Deutung Anlass, dass der Slogan «Mehr Freiheit
und Selbstverantwortung – weniger Staat» seine Wirkung verloren habe, ja bei einem
Teil der Wähler zur Belastung geworden sei. Parteipräsident B. Hunziker plädierte denn
auch für eine Öffnung der Partei gegenüber neuen Problemen und distanzierte sich von
einer konservativen Haltung; vor allem aber wiederholte er seinen Ruf nach vermehrter
innerer Geschlossenheit. Als einen Problembereich, mit dem sich die Politik nunmehr
zu befassen habe, signalisierte die FDP die neuen Technologien, denen sie eine
ausserordentliche Delegiertenversammlung widmete. Die von dieser verabschiedeten
Postulate betonten vor allem die Aufgabe des Staates, im Bildungswesen aller Stufen
Voraussetzungen für den technologischen Fortschritt zu schaffen und die
Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu fördern. Im übrigen solle
sich der Staat auf die Gewährleistung günstiger Rahmenbedingungen für die Wirtschaft
beschränken, Monopolstellungen bei Regiebetrieben abbauen sowie rechtliche und
administrative Hemmnisse reduzieren ; vor einer direkten staatlichen
Technologieförderung wurde eher gewarnt. Von einer Verstärkung des
umweltpolitischen Interesses in der FDP – zumal vor einem eidgenössischen Wahljahr –
zeugte ein entsprechendes Manifest, das die Herbst-Delegiertenversammlung freilich
erst teilweise genehmigte; die brisanten Postulate wurden noch einer parteiinternen
Vernehmlassung unterstellt. Mindestens im Grundsatz fanden immerhin
Lenkungsabgaben zur Schonung knapper Umweltgüter Zustimmung. Weitere Thesen
und Grundlagenpapiere veröffentlichten Partei oder Fraktion zum Asylrecht, zur
Finanz- und zur Energiepolitik. Auf kantonaler Ebene hatte die FDP namentlich in Genf
und Baselland sowie in der Stadt Zürich mit inneren Spannungen zu schaffen. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 05.12.1986
PETER GILG

Die Führung der SVP stellte sich zwar ebenfalls hinter die Europapolitik des
Bundesrates, die Opposition gegen einen EWR-Vertrag – und erst recht gegen einen
allfälligen EG-Beitritt – scheint in ihren Reihen aber grösser zu sein als bei den anderen
Bundesratsparteien. Als prominentester Vertreter dieser Richtung profilierte sich der
Zürcher Nationalrat Blocher, der als Präsident der «Aktion für eine unabhängige und
neutrale Schweiz» (AUNS) aus seiner heftigen Kritik an einem EWR-Vertrag, welcher für
die Schweiz einen Souveränitätsverlust und den Abbau der direkten Demokratie bringen
würde, kein Hehl machte. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die SVP verabschiedete an der Delegiertenversammlung in Freiburg vom 16. Februar ihr
Parteiprogramm 91. Im über 60 Seiten umfassenden Dokument wurden sämtliche für
die SVP wesentlichen Politikbereiche abgehandelt, wobei sich die Partei in den Fragen
der europäischen Integration sowie in der Aussen- und Sicherheitspolitik einen
grossen Interpretationsspielraum liess. Herausstechend war die Forderung nach einem
Gemeinschaftsdienst für Männer und Frauen. In den Bereichen Asyl- und
Ausländerpolitik und Drogen zeigte die SVP eine restriktive Haltung. In der Frauenpolitik
konnten zwar das Lohngleichheitsgebot für Mann und Frau sowie ein gesetzliches
Diskriminierungsverbot bei einer Mehrheit Gnade finden, eine Quotenregelung für die
Besetzung von wichtigen Parteigremien wurde hingegen abgelehnt. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.02.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der Ausarbeitung des neuen Parteiprogramms der CVP, das den Titel «Zukunft für
alle» trägt, versuchte die Programmkommission unter der Leitung von Ständerat
Cottier (FR) einerseits, die Positionen der verschiedenen Flügel innerhalb der Partei auf
einen Nenner zu bringen, andererseits aber auch die Attraktivität der schon seit Jahren
an einer starken Erosion leidenden Partei durch eine Anpassung an neue soziale
Gegebenheiten zu erhöhen. So wurde die Umschreibung der Familie als ein tragendes
Fundament unserer Gesellschaft, welche noch im Programm von 1987 eine zentrale
Stellung innehatte, durch eine Formulierung, die auch andere Gemeinschaftsformen als
diejenige der traditionellen Familie befürwortet, ersetzt. Während das «Solothurner

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Programm» von 1987 als Schwerpunkt die drohende Umweltzerstörung thematisiert
hatte, ist das neue Programm weitgehend durch bestimmte Bereiche der
internationalen Politik geprägt: Einerseits forderte die CVP im Rahmen der
europäischen Integrationspolitik den Bundesrat auf, nach dem Abschluss der EWR-
Verhandlungen ein EG-Beitrittsgesuch zu stellen. Andererseits soll die Sicherheits- und
Neutralitätspolitik im veränderten europäischen Umfeld neu definiert werden; ebenso
sollen Lösungsansätze in der Migrations- und Asylproblematik durch ein striktes
Ausfuhrverbot von Kriegsmaterial gesucht werden. Die innenpolitischen Schwerpunkte
im Programm betrafen die Landwirtschafts- und Umweltpolitik, die Gentechnologie, die
Gleichstellung von Mann und Frau sowie einzelne Problembereiche aus der
Sozialpolitik. Die Delegiertenversammlung vom 4. Mai in Weinfelden (TG)
verabschiedete das Programm; in der Asylpolitik verlangten die Delegierten zudem eine
Straffung des Verfahrens, lehnten jedoch einen Vorstoss der zürcherischen CVP für
eine Beschränkung der Asylbewerberzahl auf 25'000 deutlich ab. Die Forderung nach
einem Europa der Regionen bildete den Schwerpunkt am Parteitag in Basel. 4

Im Wahlkampf wurde die Asylpolitik zum Hauptthema; vor allem die Zürcher
Kantonalpartei prägte auf nationaler Ebene das Bild der Partei in der Öffentlichkeit.
Dabei hatte die Petition der zürcherischen SVP, welche vom Bundesrat dringliche
Massnahmen gegen den Zustrom von Asylbewerbern verlangte, einen wesentlichen
Anteil. Die Ankündigung der Zürcher SVP, eine eidgenössische Volksinitiative gegen die
illegale Einwanderung zu lancieren, stiess bei anderen Kantonalparteien auf
Unverständnis. Im November gab der SVP-Zentralvorstand bekannt, dass er anfangs
1992 den Entwurf für eine moderatere, für alle Kantonalsektionen akzeptable
Volksinitiative vorlegen werde. Der innere Zusammenhalt der Partei litt aber im
Berichtsjahr zunehmend in verschiedenen Bereichen; die sich seit längerer Zeit
abzeichnenden Divergenzen zwischen der ca. 32 000 Mitglieder zählenden bernischen
Kantonalpartei und jener Zürichs, die im übrigen bei den kantonalen Wahlen sechs
Sitze und knapp vier Wählerprozente zulegen konnte und auch bei den
Nationalratswahlen mit zwei Sitzgewinnen sehr erfolgreich war, offenbarten sich
namentlich in der Beurteilung der bundesrätlichen Europapolitik. Während der
zürcherische Flügel sich sowohl gegen den EWR als auch gegen einen EG-Beitritt stark
machte, zeigte die Berner Kantonalpartei eine offenere Haltung. Auch die Junge SVP
stellte sich gegen die Zürcher Sektion, indem sie sich grundsätzlich positiv zu einem
EWR-Vertrag aussprach und den Beitritt der Schweiz zum IWF unterstützte. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die unterschiedlichen Meinungen in der Partei in bezug auf die Integrationspolitik kam
noch deutlicher als im Vorjahr zum Vorschein. Während die Zürcher Sektion schon zu
Beginn des Jahres an ihrer traditionellen Albisgüetlitagung zum Widerstand gegen EWR-
und EG-Beitritt aufrief und ihre Nein-Parole zum EWR noch vor dem Parolenbeschluss
der nationalen Partei fasste, wurde die Kritik am Zürcher Parteipräsidenten Blocher
seitens der SVP-Vertreter aus der Romandie und dem Kanton Bern immer lauter. Dabei
visierte diese parteiinterne Kritik nicht nur die Haltung Blochers zum EWR an, sondern
auch seine als populistisch und nicht konstruktiv taxierte Kampagne. Da Blocher von
den Medien zum massgeblichen Repräsentanten der SVP hochstilisiert werde, gefährde
er damit auch die Position der SVP als Regierungspartei. 
Die interne Polarisierung bezüglich eines EWR-Beitritts ging bei keiner anderen Partei
so weit wie bei der SVP. Am Parteitag in Bern, an welchem Bundesrat Ogi den EWR
gegen Nationalrat Blocher verteidigte, entschieden sich die Delegierten mit 289 zu 119
Stimmen gegen den EWR, nachdem schon der Parteivorstand das Vertragswerk mit 28
zu 19 Stimmen abgelehnt hatte. Damit war die SVP die einzige Regierungspartei, welche
den EWR bekämpfte; die Berner und Waadtländer Sektionen fassten trotzdem die Ja-
Parole, während die jurassische SVP Stimmfreigabe beschloss. 
Nach der Ablehnung des EWR-Vertrags durch Volk und Stände beabsichtigte Blocher,
an einer Pressekonferenz stellvertretend für die SVP Zukunftsvorstellungen für den
Alleingang zu präsentieren, musste dies jedoch zusammen mit der Parteileitung tun, da
letztere ihm das Feld nicht allein überlassen wollte. Die Vorschläge wurden allerdings
sowohl von den andern Regierungsparteien als auch von internen Opponenten als
Gemeinplätze kritisiert, durch welche sich die SVP aus der Verantwortung zu stehlen
versuche. 6

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

01.01.65 - 01.01.23 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Die interne Kritik, welche im Umfeld der Bundesratsersatzwahl am Führungsstil von
Parteipräsident Bodenmann angebracht worden war, wuchs auch im Zusammenhang
mit der Kursbestimmung der Partei in Bezug auf den europäischen
Integrationsprozess. Nachdem Bodenmann im September eine Wiederholung der EWR-
Abstimmung gefordert hatte, protestierten die in der aussenpolitischen Kommission
des Nationalrats vertretenen SP-Fraktionsmitglieder gegen die dirigistische
Zielformulierung des Parteipräsidenten. Die Option des EU-Beitritts war in ihren Augen
durch Bodenmann allzustark in den Hintergrund gedrängt worden. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.11.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Exponenten der CVP schlugen die Aufnahme eines «Europa-Artikels» in die
Bundesverfassung vor, in dem die Rolle der Schweiz beim Aufbau Europas definiert
werden soll. Als in die Bundesverfassung aufzunehmende Ziele wurden die Förderung
der Vielfalt und Eigenständigkeit der europäischen Länder und Regionen unter
Wahrung der nationalen Interessen, die Erhaltung von Friede, Freiheit und
Rechtsstaatlichkeit sowie der Einsatz für eine marktwirtschaftliche Ordnung auf der
Grundlage der Sozialpartnerschaft und dem Umweltschutz vorgeschlagen. Die Idee
eines Europa-Artikels wurde auch als Gegenvorschlag zu den beiden hängigen Europa-
Volksinitiativen gehandelt. Die Frage eines EWR- oder EU-Beitritts liess die CVP jedoch
offen. 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.02.1994
EVA MÜLLER

Die FDP des Kantons Waadt forderte die Mutterpartei in einer Resolution auf, ihre
Haltung zu Europa darzulegen. Die FDP wehrte sich jedoch gegen den Vorwurf, die
Europafrage tabuisieren zu wollen. Eine erneute Beitrittsdiskussion vor Beendigung der
bilateralen Verhandlungen missachte ihrer Meinung nach aber den Volkswillen und
zementiere die Zweiteilung des Landes. 9

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.11.1994
EVA MÜLLER

Das nationale Wahljahr 2011 war für die SVP nicht von Erfolg gekrönt gewesen. Die
erstmals seit über 20 Jahren eingefahrenen Verluste, aber auch das schlechte und als
schlecht orchestriert beurteilte Abschneiden bei den Bundesratswahlen hatte einige
interne Kritik provoziert. So setzte sich die Fraktion noch im Dezember 2011 gegen das
Ansinnen der Parteispitze durch, trotz Untervertretung in der Regierung nicht den Gang
in die Opposition zu beschliessen. Ende Januar stimmten die Delegierten an ihrer
Versammlung in Berg im Thurgau diesem Fraktionsantrag mit 442 zu 25 Stimmen zu.
Zahlreiche kritische Stimmen gegen die wenig lösungsorientierte Politik der
Parteileitung wurden während der Debatte laut. Die SVP müsse sich in Stil und
Auftreten ändern. Parteipräsident Brunner mahnte jedoch, die SVP müsse weiterhin
unbequeme Botschaften überbringen und konstruktive Opposition betreiben. Am
letztlich erfolgreichen Stil der Partei dürfe sich dabei nichts ändern. Die Niederlagen
bei den nationalen Wahlen führten zu einer Konzentration auf die Kernthemen der
Partei. Generalsekretär Balthisser sprach dabei von „Mut zur Lücke“. Im Vordergrund
standen insbesondere die eigenen, bereits eingereichten Initiativen
(Ausschaffungsinitiative, Volkswahl des Bundesrates, Familieninitiative, Initiative gegen
Masseneinwanderung, Durchsetzungsinitiative). Die Partei hielt sich hingegen etwa im
Abstimmungskampf bei der Staatsvertragsinitiative, der Abzockerinitiative oder auch
beim Referendum gegen die Steuerabkommen mit Deutschland, Österreich und
Grossbritannien auffallend zurück. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.07.2012
MARC BÜHLMANN

An ihrer Delegiertenversammlung Ende Januar 2015 in Lugano diskutierte die FDP
nicht nur ihr Positionspapier zum starken Franken, sondern fasste auch die Parolen zu
den Abstimmungsvorlagen vom 8. März 2015. Die Idee einer Energiesteuer sei zwar gut,
der entsprechende Vorschlag der Grünliberalen sei aber mit grossen Unsicherheiten
belastet. Mit 2 Ja und 207 Nein-Stimmen wandten sich die Freisinnigen deutlich gegen
die Initiative. Auch die Familieninitiative der CVP fand bei der Versammlung keine
Gnade und wurde mit 211 Nein zu 4 Ja (bei 1 Enthaltung) zur Ablehnung empfohlen. Das
Ziel einer Steuerentlastung von Familien sei zwar nobel, profitieren würden allerdings
nur wohlhabende Familien und die Umsetzung würde zu Steuererhöhungen führen.
Eine administrative Vereinfachung von Kinderkrippen wäre zielführender. Mit dem
Slogan „Freiheit, Gemeinsinn und Fortschritt” will die FDP in den Wahlkampf ziehen.
Die Freiheit müsse gegen Kräfte geschützt werden, die Angst vor der Freiheit hätten,
erklärte Bundesrat Didier Burkhalter in seiner Rede. 11

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.01.2015
MARC BÜHLMANN
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Ende April 2015 trafen sich die CVP-Delegierten in Brugg (AG). Die
Delegiertenversammlung stand im Zeichen der anstehenden eidgenössischen Wahlen.
Parteipräsident Christoph Darbellay motivierte die Anwesenden: Die Chancen für die
Wahlen 2015 seien intakt, es werde aber kein Spaziergang werden. Darbellay appellierte
zudem an die anderen Parteien, für die weltweite Flüchtlingsproblematik gemeinsam
Lösungen zu suchen. Die Delegierten hiessen ein Positionspapier zur Reform der AHV
gut und fassten die Parolen für drei der vier im Juni anstehenden Abstimmungen: Ja
sagten die Delegierten zum RTVG und zur Präimplantationsdiagnostik, ein Nein
empfahlen sie zur Stipendieninitiative. Gegen die Erbschaftssteuerreform hatte sich
die CVP bereits 2013 ausgesprochen. 12

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.04.2015
MARC BÜHLMANN

Als «unglaublichen Fall Schlegel» bezeichnete die Weltwoche den vom
rechtskonservativen Blatt provozierten Rücktritt des ehemaligen St. Galler
Kantonsratspräsidenten Paul Schlegel (SG, fdp), der für die FDP für die
Nationalratswahlen 2015 antreten wollte. Der Unternehmer der «Schlegel Group»,
Treiber der «Expo Bodensee – Ostschweiz 2027» und im Kanton St. Gallen als «König
des Rheintals» bekannte Schlegel habe wiederholt Sozialversicherungsbeiträge von
Mitarbeitenden nicht bezahlt, sei verschuldet und schon mehrmals betrieben worden,
so die Weltwoche. Die FDP St. Gallen reagierte rasch und Schlegel musste sich vor dem
Parteiausschuss erklären. Nach dieser Aussprache trat Schlegel von allen Ämtern und
auch als Nationalratskandidat zurück. In den Medien gab Schlegel bekannt, alle
Ausstände in der Zwischenzeit beglichen zu haben.
Die Geschichte löste in der Folge interessante Mediendebatten aus. Mit Blick auf die
FDP wurde etwa von einem «Kulturwechsel» gesprochen. Die Werte der Partei würden
neu höher gewichtet als persönliche Interessen. Diskutiert wurde freilich auch, ob
unternehmerische Fehler derartige Auswirkungen haben dürften und ob dies nicht dazu
führe, dass Unternehmerinnen und Unternehmer sich in der Politik immer seltener
engagierten. Der FDP wurde vorgeworfen, die eigenen Kandidierenden nicht genau zu
prüfen. Diese wehrte sich, dass die Wahlvorschläge von der Basis kämen, die die
Kandidierenden am besten kennen würde. Zudem passe der mehrfach wiedergewählte
Schlegel mit seinem grossen politischen Engagement sehr gut ins Profil der FDP; man
durchleuchte aber nicht die unternehmerischen Tätigkeiten von Kandidierenden.
Unklar blieb zuerst die Frage, ob die FDP nun mit 11 Kandidierenden und einer leeren
Zeile zu den Wahlen antreten müsse. In der Tat war die Nachmeldung eines neuen
Kandidierenden nicht möglich, wohl aber eine Vorkumulation. Die FDP entschied sich in
der Folge, den amtierenden Nationalrat Walter Müller (fdp, SG) zwei Mal auf die Liste zu
setzen. 13

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.06.2015
MARC BÜHLMANN

Rund drei Monate vor den eidgenössischen Wahlen 2015 gründete die CVP ihr Netzwerk
„CVP International”. Ziel sei eine Vernetzung der Auslandschweizerinnen und
Auslandschweizer. Mit dem von Filippo Lombardi, Patricia Mattle, Raymond Loretan und
Daniel Wyss co-präsidierten Gremium soll ein Sprachrohr für die Anliegen der fünften
Schweiz geschaffen werden. Das Gremium wolle sich für die Rechte der Schweizerinnen
und Schweizer im Ausland einsetzen und sich für E-Voting stark machen. In der
Pressemitteilung Ende Juli wurde zudem darauf hingewiesen, dass die CVP für die
Wahlen 2015 keine Auslandschweizerliste vorsehe, sondern dass Kandidierende aus
dem Ausland in die kantonalen Listen integriert würden. 14

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.07.2015
MARC BÜHLMANN

Bei den Bunderstaswahlen 2019 bestätigte die CVP ihren Sitz: Ihre bisherige
Bundesrätin Viola Amherd wurde mit dem besten Resultat (218 Stimmen)
wiedergewählt.
Nach vielen Spekulationen in den Medien über eine mögliche Unterstützung der CVP für
einen grünen Bundesratssitz entschied sich die Mitte-Fraktion gegen den Angriff auf
amtierende Bundesräte und für eine angemessene Vertretung der Sprachregionen und
unterstützte folglich FDP-Bundesrat Ignazio Cassis – wie Gerhard Pfister (cvp, ZG) in
der NZZ erläuterte. Entsprechend verzichtete die CVP auch darauf, Grünen-Kandidatin
Regula Rytz zu einem Hearing einzuladen. Die WOZ wusste jedoch zu berichten, dass
Gerhard Pfister Regula Rytz durchaus hätte einladen wollen, um so Druck auf die FDP
auszuüben. Sein Ziel sei es gewesen, die Freisinnigen dadurch zu einer Zusage zu
bewegen, Viola Amherd bei den Bundesratswahlen 2019 nicht abzuwählen. Er sei jedoch
von der Fraktion überstimmt worden. 
Gerhard Pfister äusserte sich in den Medien auch über die Zauberformel und erklärte,
dass er einen Konkordanz-Gipfel organisieren werde, um über die Zusammensetzung

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA
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des Bundesrates zu diskutieren. Die Parteien müssten eine neue Zauberformel für die
Bundesratszusammensetzung erfinden, wobei die FDP wohl einen Bundesratssitz
abgeben müsste. Die entsprechenden Gespräche – so Pfister – sollten im neuen Jahr
beginnen. 15

Linke und ökologische Parteien

Schon im Vorfeld der Wahlkampagne zeigten Meinungsumfragen die starke Diskrepanz
zwischen Parteiwählerschaft und Parteiführung in der Haltung zur Europäischen
Integration auf. Am Kongress der Europäischen Grünen in Zürich plädierten die
Delegierten aus über 20 Ländern für ein Europa der Regionen und stärkten der
schweizerischen Organisation damit den Rücken. Im Wahlkampf verwendete die Partei
bewusst den Begriff des europäischen Lebens- und Umweltraumes, der erhalten
werden müsse, als Kontrast zum Europäischen Wirtschaftsraum. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.08.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der Legislaturbilanz grenzte sich die Grüne Partei  unter anderem deutlich von der
SP ab; laut Monika Stocker (ZH) begegne die Leitung der sozialdemokratischen Partei
der Frage des wirtschaftlichen Wachstums zunehmend unkritischer. Diese Abgrenzung
gegen die SP verdeutlichte sich unter anderem an der Delegiertenversammlung vom 14.
September in Luzern, an welcher die GPS beschloss, gegen die Neue Eisenbahn-
Alpentransversale (NEAT), welche als Inbegriff eines zerstörerischen
Wirtschaftswachstums interpretiert wurde, das Referendum zu ergreifen. Es handelt
sich dabei um das erste von der GPS ergriffene Referendum; Volksinitiativen hat sie
noch nie lanciert. Die GP forderte auch einen Abbruch der EWR-Verhandlungen und
kündigte Widerstand gegen ein eventuelles EG-Beitrittsgesuch an. Während der NEAT-
Referendums-Entscheid nur zu geringer Kontroverse Anlass bot, opponierten welsche
Delegierte vergebens gegen die europapolitischen Standortbestimmungen. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

An zwei Parteitagen erarbeitete die Partei der Arbeit ein neues Programm und
revidierte wesentliche Elemente der Statuten, womit auch Änderungen der
Bezeichnung der Parteiorgane verbunden waren. Einerseits verschwand in den Statuten
das Wort «kommunistisch», andererseits spricht das neue Parteiprogramm immer
noch von der kommunistischen Gesellschaft als einer Zielvorstellung. Ebenso
verschwand das in den Statuten festgehaltene Prinzip des demokratischen
Zentralismus sowie die Namen von Lenin und Engels; das Zentralkomitee wurde in
Parteivorstand, das Politbüro in leitenden Ausschuss und der Generalsekretär in
Präsident umbenannt. Die Forderung nach Verstaatlichung von Grund und Boden wurde
im Programm aufrechterhalten, eine generelle Verstaatlichung der Wirtschaft jedoch
abgelehnt. Die zentralen Anliegen des Programms sind die Gleichberechtigung von
Mann und Frau, Umweltschutz und mehr Solidarität mit der Dritten Welt. Die PdA
sprach sich im übrigen, für ein soziales Europa aus; in der Frage des EG-Beitritts tat
sich allerdings ein Graben zwischen der Welsch- und der Deutschschweiz auf. 18

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach den für die Grünen sehr erfolgreich verlaufenen Wahlen (7 Sitzgewinne im
Nationalrat und 2,2 Prozentpunkte mehr Wähleranteil als 2003) trat Parteipräsidentin
Ruth Genner (ZH) aufgrund der Amtszeitbeschränkung zurück. Genner war seit 2001 in
der Parteileitung gewesen, zunächst als Co-Präsidentin, dann als alleinige Präsidentin.
Der Vizepräsident der Grünen, Ueli Leuenberger (GE), zeigte Interesse an Genners
Nachfolge. Als weitere mögliche Kandidatinnen galten Franziska Teuscher (BE) und Maya
Graf (BL). Genner sprach sich für ein Co-Präsidium mit einem Mann und einer Frau aus,
während Leuenberger ein System mit Präsidium und Vizepräsidium favorisierte. 19

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.10.2007
SABINE HOHL

Für Diskussionen sorgte der Alleingang der PdA Genf bei den Nationalratswahlen. Sie
hatte eine Listenverbindung mit der linken Gruppierung Solidarités abgelehnt. Es wurde
befürchtet, dass die Zersplitterung der linken Parteien zu Sitzverlusten führen würde.
Dies bewahrheitete sich, Vanek (sol.) wurde abgewählt. Seinen Sitz im Nationalrat verlor
zunächst auch Josef Zisyadis (VD). Die als einzige PdA-Vertreterin in den Nationalrat
wiedergewählte Marianne Huguenin (VD) verzichtete jedoch auf ihren Sitz, woraufhin
Zisyadis nachrücken konnte. Huguenin argumentierte, ihre Funktion als
Gemeindepräsidentin von Renens (VD) lasse sich nicht mit dem Nationalratsmandat
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vereinbaren. Es wurde jedoch in der Presse kritisch kommentiert, dass eine gewählte
Frau einem nicht gewählten Mann ihren Sitz überlasse. Zisyadis schloss sich der
Fraktion der Grünen an. 20

Die SP muste bei den Nationalratswahlen 2019 eine Niederlage einstecken und
erreichte – gemäss verschiedenen Zeitungen – die tiefste Parteistärke auf nationaler
Ebene seit Einführung des Proporzwalhrechts 1919. Die Partei verzeichnete in den
Nationalratswahlen 2019 einen Stimmenanteil von 16.8 Prozent. In der Tat war dies das
schlechteste Ergebnis der Partei seit 1919. Seit 2007 erreichten die Sozialdemokraten
stets eine Parteistärke von ca. 18/19 Prozent. Die SP verlor im Vergleich zu 2015 zwei
Prozentpunkte und vier Sitze (neu: 39 Sitze), blieb aber trotzdem die zweitstärkste
Partei im Nationalrat nach der SVP. 
Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR) zeigte sich nicht zufrieden über das Resultat –
wie er gegenüber der Presse betonte. Er erklärte den Rückgang damit, dass die SP einen
Teil ihrer Wähler und Wählerinnen an die Grünen verloren habe. Weil diese Personen
ein starkes Signal für die Umwelt hätten setzen wollen, hätten sie trotz ähnlicher
Positionen die Grünen statt der SP gewählt, da die Grünen das «grün» bereits im
Namen hätten. Die SP sei somit von der Grünen Welle überrollt worden. Diese
Begründung teilte auch Priska Seiler Graf (sp, ZH) – Co-Präsidentin der SP Zürich. Daniel
Jositsch (sp, ZH) hingegen führte die Verluste auf die Vernachlässigung sozialliberaler
Positionen und die Aufgabe der Rolle als europapolitische Partei zurück. Juso-
Parteipräsidentin Ronja Jansen (BL, sp) äusserte schliesslich in der Presse
fundamentale Kritik an der Parteiposition und unterstrich, dass die SP zu stark in die
Mitte gerückt sei und die Menschen mit einer «lauwarmen Politik der Kompromisse»
nicht begeistern könne. 
Als Reaktion auf die Niederlage berichteten die Medien über einen möglichen Rücktritt
von Parteipräsident Levrat und spekulierten, dass dieser sein Amt im April 2020 – nach
12 Jahren – wohl abgeben werde. Levrat kommentierte diese Gerüche über seinen
Rücktritt in einem Interview im SonntagsBlick und betonte nur, dass die Partei diese
Frage ohne Zeitdruck diskutieren werde. 21

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA

2019 war das Jahr der Grünen: Nicht nur erreichte die Partei sehr gute Resultate in den
kantonalen Erneuerungswahlen, sondern sie konnte mit 17 zusätzlichen Mandaten (neu:
28 Sitze) und einem Anstieg des Wähleranteils um 6.1 Prozentpunkte (neu: 13.2 Prozent)
auch in den Nationalratswahlen 2019 einen grossen Sieg erzielen. Wie die NZZ
berichtete, gewannen die Grünen in fast allen Kantonen – nur an den Innerschweizer
Kantonen ging der Erfolg der Partei vorbei. In einem Interview im Blick Anfang Januar
2019 hatte sich Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) gewünscht, dass die Partei in den
Nationalratswahlen vier oder fünf Sitze zulegen könnte; ein Ziel, das wider Erwarten
gänzlich übertroffen wurde. Nicht überraschend zeigte sich die Parteipräsidentin
folglich nach den Wahlen gegenüber den Medien extrem zufrieden und bedankte sich in
einem NZZ-Interview bei den jungen Mitgliedern der Klimabewegung, die zur
Politisierung der Jugend beitrügen. 
Die positiven Resultate der Grünen brachten auch einen finanziellen Vorteil für die
Partei mit sich: Wie der Tages-Anzeiger berechnete, erhält die Partei zukünftig bis zu
CHF 600'000 mehr an Fraktionsbeiträgen. Hinzu kommen die Mandatsabgaben der
Neugewählten – bisher CHF 9'000 für Nationalrätinnen und Nationalräte –, was weitere
CHF 150'000 in die Kasse spülen soll. Dies seien bedeutende Mittel bei einem Budget
von bisher CHF 1.2 Mio., betonte die Zeitung.
Klima- und Frauenpolitik waren die zwei Hauptthemen der Grünen in der
Wahlkampagne, Themen, die seit der Gründung der Partei schwerpunktmässig
bewirtschaftet werden. Regula Rytz erklärte in einem Interview im April 2019, dass die
Klima- und Frauenbewegung zu einer Politisierung von Wählergruppen führten, die bei
den Wahlen derjenigen Partei ihre Stimme gaben, die diese Themen schon lange auf der
Agenda haben - so eben die Grünen.
Wie eine statistische Analyse der Kandidaturen nach Geschlecht, Kanton und Partei im
Auftrag der EKF zeigte, hatte die Partei das Thema der Gleichstellung auch bei den
Wahllisten aufgenommen. Die Grünen zeigten den höchsten Frauenanteil unter den
Kandidierenden: 55.4 Prozent der Kandidierende auf den Wahllisten waren Frauen.
Insgesamt hatten die Grünen in 13 Kantonen eine Frauenmehrheit auf ihren Wahllisten
und standen somit an der Spitze.
Während der Wahlkampagne der Grünen berichteten die Medien viel über die
Kandidatur von Tamy Glauser – dem berühmten Schweizer Topmodel –  für den
Nationalrat. In einem Tages-Anzeiger-Interview machte Glauser klar, dass sie keine
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«One-Woman-Show» für die Partei sei, sondern dass sie sich für die Umwelt und die
Rechte der LGBT+-Community einsetzen wolle. Für Furore sorgte Glauser in der Folge,
als sie auf den sozialen Medien in einem Post erklärte, dass das «Blut von Veganern und
Veganerinnen zum Beispiel Krebszellen töten kann», wie der Blick berichtete. Diese
Aussage wurde in den Medien und in der Öffentlichkeit laut kritisiert. Dass eine solche
Aussage über Veganismus und Krebs ihrerseits derartige Reaktionen auslösen könne,
habe sie nicht erwartet, betonte Glauser. Diese Episode habe ihr gezeigt, dass sie für
die Politik noch nicht bereit gewesen sei, wie sie auf Instagram schrieb. Aus diesem
Grund zog sie ihre Kandidatur Ende Juli 2019 zurück. Für die Nationalratsliste der
Grünen wurde daraufhin die Zürcher Kantonsrätin Esther Guyer (ZH, gp)
nachnominiert. 22

An ihrer ersten Delegiertenversammlung nach den eidgenössischen Wahlen 2019
feierte die Grüne Partei in Bern vor allem ihre grossen Wahlerfolge. Noch nie habe eine
Partei derart zugelegt wie die Grünen. Mit durchschnittlich 46 Jahren seien die Grünen
die jüngste Fraktion und der Frauenanteil betrage 61 Prozent, so die Medienmitteilung
nach der Versammlung. In ihrer Rede dankte die Präsidentin Regula Rytz (gp, BE) allen
Anwesenden für das «überwältigende Ergebnis», das nur dank grosser Vorarbeit und
guter Kampagne möglich gewesen sei. Die Erfolge würden aber auch hohe Erwartungen
für die neue Legislatur wecken. Ziel müsse eine «umweltverträglichere» und
«gerechtere» Politik sein, forderte Fraktionspräsident Balthasar Glättli (gp, ZH) in
seinem Votum. Hierzu müsse man mit der SP und der Mitte Bündnisse finden. Der
Rückenwind werde helfen, einen «sozialen und mehrheitsfähigen Klimaschutz»
umzusetzen. Mit neuer «Ernsthaftigkeit», die laut Tages-Anzeiger die Partei erfasst
habe, forderte die Präsidentin schliesslich einen grünen Bundesratssitz und eine neue
Zauberformel. Entschieden wurde hierzu an der Versammlung freilich noch nichts. Das
«neue Selbstverständnis», das die NZZ der Partei attestierte, liess die Präsidentin aber
zur These verleiten, dass die Grünen wohl eher einen Regierungssitz erobert hätten,
wenn Johann Schneider-Ammann und Doris Leuthard auf Ende Legislatur und nicht
«taktisch» zurückgetreten wären. Rytz forderte ein Gesetz gegen Rücktritte während
der Legislatur. Die neue «Volkspartei mit Bewegungscharakter» wie Regula Rytz das
neue Selbstverständnis laut NZZ umschrieb, nutzte die Delegiertenversammlung
schliesslich auch noch für die Parolenfassung für die Abstimmungen vom 9. Februar
2020: Einstimmig (1 Enthaltung) empfahlen die Abgeordneten ein Ja zur Volksinitiative
«Für mehr bezahlbare Wohnungen» sowie ein Ja zur Änderung des Strafgesetzbuches
(«Diskriminierung und Aufruf zu Hass aufgrund der sexuellen Orientierung»). 23

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.11.2019
MARC BÜHLMANN

Bei den Bundesratswahlen 2019 bestätigte die SP ihre zwei Sitze: Bundesrätin
Simonetta Sommaruga wurde mit 192 Stimmen von der Vereinigten Bundesversammlung
wiedergewählt, Alain Berset gar mit 214 Stimmen. 
Im Vorfeld der Wahlen war Simonetta Sommaruga von einigen SVP-Mitgliedern
attackiert und ihr Bundesratssitz in Frage gestellt worden. So kritisierten etwa die
Nationalräte Andreas Glarner (svp, AG) und Mike Egger (svp, SG) ihre Arbeitsweise im
Asylwesen und unterstützten ihre Abwahl, um den Grünen den Zugang zum Bundesrat
zu ermöglichen. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA

Nach den Erfolgen sowohl in den National- als auch in den Ständeratswahlen 2019
forderten die Grünen in den darauffolgenden Bundesratswahlen einen Bundesratssitz.
Zwar hatte Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) am Wahlsonntag der eidgenössischen
Wahlen auf eine klare Aussage dazu verzichtet und lediglich angemerkt, dass die
Verteilung der Bundesratssitze nicht mehr passe. Am 22. November 2019 gab Rytz
jedoch ihre Kandidatur für die Bundesratswahlen offiziell bekannt. Man habe so lange
mit dem Entscheid gewartet – die Ankündigung von Rytz kam fast einen Monat nach den
Nationalratsergebnissen und drei Wochen vor den Bundesratswahlen –, da man in
Gesprächen mit den anderen Parteien die Wahlchancen abzuschätzen versucht habe,
erklärte Rytz gegenüber dem Tages-Anzeiger. Diese Gespräche seien positiv verlaufen,
woraufhin die Grünen den FDP-Sitz von Ignazio Cassis angriffen. Die FDP sei im
Bundesrat rechnerisch übervertreten, weshalb Rytz eine neue Zauberformel vorschlug,
gemäss der die beiden grössten Parteien SP und SVP je zwei Sitze und FDP, CVP und die
Grünen je einen Sitz haben sollten. Rytz betonte die Dringlichkeit einer Fortsetzung der
Klimaschutzdiskussionen und die entsprechende Unterstützung in der
Stimmbevölkerung. Aus diesem Grund sei der Anspruch der Grünen auf einen
Bundesratssitz gerechtfertigt, obwohl mit Ignazio Cassis ein Vertreter einer
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sprachlichen Minderheit angegriffen werde. Man könne – so Rytz – nicht alle Ansprüche
befriedigen.
Die Zeitungen kommentierte diese verspätete Kandidatur von Rytz und ihren Start in
den Bundesratswahlkampf als misslungen. Die NZZ begründete die späte Bekanntgabe
damit, dass Rytz ihrer Ständeratskandidatur Priorität eingeräumt habe und folglich bei
einer Wahl in den Ständerat auf die Bundesratskandidatur verzichtet hätte. Stattdessen
hätte sich Rytz aus dem Ständeratsrennen nehmen und sich auf die Bundesratswahl
konzentrieren müssen – war sich die Presse einig. Als entsprechend klein schätzten sie
auch ihre Chancen, gewählt zu werden, ein, betonten dabei aber vor allem die
entscheidende Rolle der GLP-Fraktion auf einer Seite und der CVP-EVP-BDP-Fraktion
auf der anderen Seite. 

Am Tag der Wahl stellte sich neben den Grünen nur die Sozialdemokratische Fraktion
offiziell hinter die Forderung, die Zauberformel zu ändern und die grüne Kandidatin
Regula Rytz zulasten von FDP-Bundesrat Ignazio Cassis zu unterstützen. Im Rahmen der
parlamentarischen Debatte betonte SP-Fraktionspräsident Roger Nordmann (sp, VD),
dass die Zusammensetzung des Bundesrates mit einer Mehrheit von je zwei
Bundesratssitzen der FDP und der SVP aufgrund der Wahlerfolge der Grünen nicht
mehr repräsentativ sei für die Schweiz und das Parlament. Keine Unterstützung erhielt
Rytz von den übrigen Parteien. Die Grünliberale Fraktion entschied sich zwar für
Stimmfreigabe, was für einigen Unmut bei den Grünen sorgte. Einige GLP-Mitglieder
äusserten sich diesbezüglich im Tages-Anzeiger und erklärten, dass sie sich eine
gemeinsame Strategie mit den Grünen für einen Bundesratssitz gewünscht hätten.
Absprachen diesbezüglich hätten jedoch nicht stattgefunden. Auch von der CVP-
Fraktion erfuhren die Grünen keine Unterstützung, diese gab an, Ignazio Cassis zu
unterstützen. Nach den Wahlen äusserte sich Balthasar Glättli im Sonntags-Blick
kritisch gegenüber der CVP und stellte in Aussicht, dass die Grünen zukünftig auch den
Sitz von Viola Amherd angreifen könnten, falls die CVP keinen Beitrag zu einer
griffigeren Klimapolitik leiste. Da auch die FDP- und die SVP-Fraktion Ignazio Cassis
unterstützten, setzte sich dieser mit 145 Stimmen durch. Regula Rytz erhielt 82
Stimmen, 11 Stimmen entfielen auf Verschiedene. 

Im Zusammenhang mit der Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz
berichteten die Medien ausgiebig über eine neue Zauberformel und somit über eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates. In einem Interview schlug SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) vor, den Bundesrat auf neun Mitgliedern zu erweitern; dies
gäbe mehr Spielraum, um die grossen Parteien angemessen in die Regierung zu
integrieren, die Regionen wären besser vertreten und die Bundesräte würden entlastet.
Altbundesrat Christoph Blocher schlug stattdessen vor, dass sowohl die SP als auch die
FDP zukünftig nur jeweils einen Sitz haben und stattdessen auch die Grünen und
Grünliberalen je einen Sitz erhalten sollten (sogenannte Formel Christoph Blocher: 2-1-
1-1-1-1). 25

Liberale Parteien

Im Landesring verschärften sich während des Berichtsjahres die parteiinternen
Konflikte. Dabei waren die Fronten nicht immer klar und eindeutig. Während es im
Kanton Zürich darum ging, die Wende zu einer ökologisch ausgerichteten Partei auch
bei dieser grössten Kantonalpartei vollständig nachzuvollziehen, hatte sich die nationale
Parteiführung bei der Diskussion der Europafrage gegen Angriffe von seiten des
ökologischen Flügels zu wehren. Innerhalb des Zürcher LdU endete der Konflikt
zwischen der Parteileitung und dem konservativen Zürcher Erziehungsdirektor Gilgen
mit dessen Abwahl aus dem 25köpfigen Parteivorstand. Darauf trat dieser aus der
Partei aus und kündigte an, seinen Sitz bei den Wahlen von 1991 als Parteiloser
verteidigen zu wollen. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am schweizerischen Parteitag in Luzern beschloss der LdU die Unterstützung der von
diversen Medienunternehmungen lancierten EG-Initiative und verabschiedete ein
Grundsatzpapier zur Europapolitik. Verschiedene Delegierte, unter anderem
Nationalrat Günter (BE) und mit ihm die gesamte Berner LdU-Sektion sowie viele
Frauen, plädierten vergeblich für die Rückweisung, da sich das Papier mit den zu
erwartenden Problemen in den Bereichen Volksrechte, Neutralität, Umwelt- und
Verkehrspolitik nicht befasse. Die Berner LdU-Präsidentin, Eva-Maria Zbinden, trat aus
Protest gegen die als wirtschaftsfreundlich apostrophierte «EG-Euphorie» sogar von
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ihrem Amt zurück. 27

Am Kongress in Basel, welcher dem Thema «Die Identität der Schweiz im Europa von
morgen» gewidmet war, äusserte sich eine Mehrheit für die Vorbereitung eines EG-
Beitrittgesuchs. Sowohl welsche als auch deutschschweizerische Vertreter äusserten
sich dahingehend, dass eine Integrationspolitik auch unter Wahrung des
föderalistischen Gedankenguts als typisch eidgenössisches Identitätsmerkmal möglich
sein sollte. Die Partei hielt im weiteren auch an der sicherheitspolitischen Maxime der
bewaffneten Neutralität fest. 28

PARTEICHRONIK
DATUM: 27.05.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Am ihrem Wahlkongress in Lausanne bekräftigten die Liberalen ihre Absicht, wieder
eine bedeutendere Rolle in der Bundespolitik spielen zu wollen. Ziel sei es, in den
eidgenössischen Wahlen vom Herbst die 1999 verlorenen Ständeratsmandate
zurückzuerobern. Deshalb bewarben sich die Liberalen nicht nur in ihren vier
Stammkantonen (VD, GE, NE, BS) für einen Sitz in der kleinen Kammer, sondern erstmals
auch im Wallis. In den meisten Kantonen gingen sie zudem eine Listenverbindung mit
der FDP ein. Gemäss Parteipräsident Claude Ruey (VD) sollte das Verhältnis zur FDP
aber nicht über die Zweckgemeinschaft der Listenverbindung hinausgehen – eine
Fusion komme nicht in Frage. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 26.06.2003
MAGDALENA BERNATH

Die FDP verzeichnete in den Nationalratswahlen 2019 moderate Verluste. Die Partei
verlor 1.3 Prozentpunkte beim Wähleranteil (neu: 15.1 Prozent) sowie vier Mandate (neu:
29 Sitze) und blieb trotzdem die drittstärkste Kraft im Parlament – hinter der SVP und
der SP. 
Eines der Hauptthemen dieser Wahlen war das Klima, was sich bereits in den
kantonalen Erneuerungswahlen angekündigt hatte und wie die Erfolge der Grünen und
der Grünliberalen bestätigten. Dennoch brachten die neue Positionierung der FDP in
der Klimafrage und die Formulierung eines neuen entsprechenden Positionspapiers
keine Erhöhung des Wähleranteils und wirkte sich gemäss den Autoren und Autorinnen
des Wahlbarometerberichts sogar negativ auf den Formstand der Partei aus. Der
Freisinn profitierte somit wohl nicht von ihrem Kurswechsel, den Parteipräsidentin
Petra Gössi (fdp, SZ) laut Medien auch nicht als Wahlkampfmanöver verstanden wissen
wollte. Die Relevanz anderer Themen hatte sich bereits im Juni im Wahlbarometer
angekündigt; damals wollten die FDP-Sympathisantinnen und -Sympathisanten die
Partei aber vor allem wegen Themen wie der Altersvorsorge und den Beziehungen zur
EU wählen. 

Für ihre Wahlkampagne verwendete die FDP neu den Slogan «Gemeinsam
weiterkommen», was so viel bedeute, wie «wir machen Politik von Menschen für
Menschen», wie Parteipräsidentin Petra Gössi Anfang Jahr im Blick erklärte. Während
der Wahlkampagne griff die FDP erneut ihre schon in den kantonalen Wahlen erprobte
Strategie «Door2Door» auf. Zudem lancierte sie eine spezielle Wahlkampagne auf
sozialen Medien – ein Novum für die Schweiz, wie der Tages-Anzeiger berichtete. Dazu
habe die FDP ihr Parteiprogramm in knackige Sätze aufgeteilt und diese auf
unterschiedliche Bildmotive gepackt, wie die Zeitung erklärte. Sodann kaufte die Partei
Facebook- und Instagram-Reichweite. Nachdem die Werbung eine Weile auf den
Kanälen kursiert war, wertete die FDP aus, welche Bilder funktionierten. Letztlich kaufte
die FDP Reichweite im grossen Stil, jedoch nicht mehr flächendeckend, sondern auf die
Nutzergruppe zugeschnitten, die zuvor besonders intensiv mit der jeweiligen Werbung
interagiert hatte.
In den Medien ebenfalls auf Aufmerksamkeit stiess die als historisch definierte
Listenverbindung zwischen der FDP und der CVP im Kanton Tessin, da die zwei Parteien
im Südkanton bisher traditionell die grössten Gegenspieler waren, wie die NZZ
betonte. 30
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Bei den Bundesratswahlen 2019 bestätigte die FDP ihre zwei Sitze im Bundesrat:
Sowohl ihre bisherige Bundesrätin Karin Keller-Sutter als auch ihr bisheriger Bundesrat
Ignazio Cassis wurden wiedergewählt. Ignazio Cassis erzielte aufgrund der fehlenden
Unterstützung der SP und der Grünen 145 Stimmen, womit der Coup der Grünen, den
zweiten FDP-Sitz zu erobern und damit mit Regula Rytz (gp, BE) erstmals eine grüne
Bundesrätin zu verzeichnen, scheiterte. Der Widerstand der links-grünen Parteien
gegen Ignazio Cassis hatte sich schon früher abgezeichnet, etwa als SP-Parteipräsident
Christian Levrat (sp, FR) Cassis nur zwei Monaten nach dessen Wahl gemäss Medien als
«Praktikanten» bezeichnet hatte. 
Die Medien spekulierten nach den Bundesratswahlen über einen möglichen
Departementswechsel von Ignazio Cassis, zumal der Tessiner Bundesrat von vielen
Seiten für seine Verhandlungsweise mit der EU bezüglich des institutionellen
Rahmenabkommens kritisiert wurde. Trotz dieser Kritik blieb Cassis weiterhin
Vorsteher des EDA.
Auch Bundesrätin Karin Keller-Sutter erzielte – so die NZZ – ein relativ schlechtes
Ergebnis: Sie erhielt 169 Stimmen. Die Zeitung vermutete, dass hinter dieser niedrigen
Stimmenzahl SVP-Vertreterinnen und -Vertreter steckten, die an ihrer Stelle den
Namen von FDP-Nationalrat Marcel Dobler (fdp, SG) auf den Stimmzettel geschrieben
hätten – Marcel Dobler erhielt 21 Stimmen. Seit Langem würden somit bei den
Bundesratswahlen erstmals wieder «solche Spiele»  gespielt, kritisierte die NZZ. 
Vor den Bundesratswahlen hatte sich FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ)
gegenüber den Medien zu einem möglichen grünen Bundesratssitz geäussert. Demnach
müssten sich die Grünen zuerst auf allen Ebenen etablieren und Beständigkeit in ihren
Resultaten zeigen, bevor sie einen Bundesratssitz fordern könnten. Zudem sollten die
Grünen die SP-Bundesratssitze angreifen, weil sie auf deren Kosten in den National-
und Ständeratswahlen so stark zugelegt hätten. Die FDP sei zwar bereit, über andere
mögliche Zusammensetzungen des Bundesrates zu diskutieren, ein Konkordanz-Gipfel,
wie ihn CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) vorgeschlagen hatte, sei jedoch
unnötig. Die FDP-Parteipräsidentin nannte denn auch zwei Möglichkeiten, wie eine
neue Zusammensetzung des Bundesrates herbeigeführt werden könne: durch einen
Verzicht auf Ersatzwahlen bei Rücktritten in der zweiten Hälfte der Legislatur sowie
durch eine Verschiebung der Bundesratswahlen auf zwei Jahre nach den
Parlamentswahlen, womit die Parteien mehr Zeit für die Diskussionen untereinander
hätten. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA

Konservative und Rechte Parteien

Hinter dem Namenwechsel stand erklärtermassen die Absicht, sich vom Image einer auf
das Thema 'Überfremdung' beschränkten Partei, welches der alten NA anhaftet, zu
lösen und auch Anklänge an nationalsozialistische Parteien zu vermeiden. Vom neuen
Namen erhoffen sich die Schweizer Demokraten auch grössere Attraktivität bei
konservativ-patriotisch eingestellten Bürgerinnen und Bürgern, welche sich von den
bürgerlichen Parteien abwenden könnten, wenn sich diese aus europapolitischen
Gründen für eine Relativierung der Volksrechte und der Neutralität aussprechen
sollten. Eine Überarbeitung des Parteiprogramms hatte die Umbenennung allerdings
nicht zur Folge. 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.06.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Delegiertenversammlung in Frauenfeld vom 22. Juni brachte klar die
europafeindliche Haltung der SD zutage; ein EG-Beitritt käme laut Zentralpräsident
Keller einer faktischen Auflösung der Schweiz gleich. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 22.06.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die in neun Kantonen (BE, ZH, VD, SH, BS, AG, SO, BL, GL) existierende EDU, welche eine
Politik auf der Basis von christlichen und rechts-konservativen Werten verfolgt,
bekämpfte im Berichtsjahr das revidierte Sexualstrafrecht durch die Ergreifung des
Referendums; die Partei lehnte von den eidgenössischen Abstimmungen die Vorlage
zum Stimm- und Wahlrechtsalter 18 ab. Im Bereich der Europapolitik nahm die EDU
eine isolationistische Haltung ein und warnte vor einer Selbstaufgabe der Schweiz. Mit
ihrem Parteipräsidenten Werner Scherrer ist die EDU dank einem Sitzgewinn im Kanton
Bern erstmals im Nationalrat vertreten; gesamtschweizerisch erreichte die EDU,
welche in fünf Kantonen kandidiene (ZH, BE, BS, SH, AG) 1,0% Wähleranteil, im Kanton
Bern 3,4%. 
Scherrer blieb im NR fraktionslos. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 06.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Das Parteipräsidium wechselte vom Zürcher Nationalrat Max Dünki zu seinem Berner
Ratskollegen Otto Zwygart, welcher dem freikirchlichen Flügel zuzurechnen ist. Er gilt
als Europa-Skeptiker und tritt für eine restriktive Drogenpolitik ein. Der neue Präsident
will vermehrt die Ethik in der Politik in den Vordergrund stellen, wobei für ihn ethische
Verantwortung gegenüber der Natur ökologisches Bewusstsein miteinschliesst. 35

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.05.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die EDU, die im Berichtsjahr ihr 20jähriges Bestehen feierte, verfolgte ihren
Expansionskurs weiter und gründete neue Sektionen in Graubünden, der
Zentralschweiz und dem Jura, womit sie nun in 21 Kantonen etabliert ist. Auf
eidgenössischer Ebene stagnierte die Kleinpartei mit einem Nationalratsmandat,
verzeichnete aber einen leichten Wählergewinn. 36

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.1995
EVA MÜLLER

Im Nationalrat ist die EDU weiterhin mit ihrem Präsidenten Christian Waber (BE)
vertreten.

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.10.1999
DANIEL BRÄNDLI

Die SVP gewann bei den Ständeratswahlen 2019 ein Mandat (neu: 6 Sitze) hinzu und
blieb damit die viertstärkste Kraft im Stöckli. Wie die NZZ schrieb, konnte die Partei
ihren Aufstieg in den vergangenen Jahrzehnten nie in entsprechende Sitzgewinne im
Ständerat ummünzen. Der Tages-Anzeiger nannte vier Ursachen für die Schwierigkeiten
der SVP, ins Stöckli einziehen zu können. Erstens bekunde die SVP Mühe mit der Bildung
und der Pflege von Allianzen. Diese seien aber wichtig, um zusammen mit anderen
Parteien Tickets für den Ständerat zu formen. Zweitens setze die SVP auf
polarisierendes Personal wie zum Beispiel Roger Köppel: Aggressiv auftretende
Ständeratskandidierende holten kaum Stimmen ausserhalb des engsten
Anhängerkreises und hätten damit geringere Chancen auf Erfolg. Drittens habe die SVP
ein Geschlechterproblem: Die Partei schicke fast ausschliesslich Herren in gesetzterem
Alter ins Rennen. So könne die SVP aber eine jüngere und weibliche Wählerschaft nicht
mobilisieren. Viertens habe die SVP vor allem in der Romandie überproportional
verloren: Hier seien klar die Grünen begünstigt worden. 37

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA

Im Rahmen der Bundesratswahlen 2019 bestätigte die SVP ihre zwei Sitze im
Bundesrat: Ihre bisherigen Bundesräte Ueli Maurer  und Guy Parmelin wurden mit 213
Stimmen und mit 191 Stimmen von der Bundesversammlung wiedergewählt.
Gespalten zeigte sich die SVP zur Forderung der Grünen nach einem Bundesratssitz. So
zeigten sich einige ihrer Mitglieder mit der Forderung einverstanden. Aus Sicht von
Thomas Aeschi (svp, ZG) etwa, die er in der NZZ darlegte, seien nämlich zwei Parteien
im Bundesrat klar übervertreten: die SP und die FDP. Statt aber den Sitz von Ignazio
Cassis anzugreifen, attackierten einige SVP-Mitglieder den Sitz von Simonetta
Sommaruga. Parteipräsident Albert Rösti (svp, BE) machte aber im Sonntags-Blick
anschliessend klar, dass für die SVP Stabilität und Kontinuität im Bundesrat wichtig
seien, weshalb die SVP offiziell die Kandidatur von Regula Rytz nicht unterstützt habe.
Regula Rytz war zuvor auch nicht zum Hearing der SVP eingeladen worden.
Rösti äusserte zudem seine Skepsis zum von CVP-Parteipräsident Pfister (ZG)
eingebrachten Vorschlag eines Konkordanz-Gipfels, bei dem die Parteipräsidentinnen
und -präsidenten über die grundsätzliche parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrates diskutieren sollten. Rösti war der Meinung, dass die Parteien bereits bei
den Bundesratswahlen 2019 nicht in der Lage gewesen seien, eine bessere Lösung zur
Konkordanz und zur Vertretung der Parteien im Bundesrat zu finden, und dies auch
beim Konkordanzgipfel nicht funktionieren werde. Die Idee, den Bundesrat auf neun
Mitglieder zu erweitern, um der Forderung der Grünen nachzukommen, empfand er
überdies als «unnötige Aufblähung» der Verwaltung. 38

PARTEICHRONIK
DATUM: 11.12.2019
GIADA GIANOLA
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Andere Parteien

Die Christlich-konservative Volkspartei (CKP), die 1994 aus der Taufe gehoben worden
war, gründete in den Kantonen Aargau, Luzern, Thurgau und Zürich unter dem Namen
Katholische Volkspartei weitere Sektionen. Die Partei trat unter anderem gegen
Abtreibung und Konventionalscheidung, Feminismus, eine liberalisierte Drogenabgabe,
die Neat und den EU-Beitritt an, forderte aber die Einführung des Schulgebets.
Bei den eidgenössischen Wahlen erreichte die KVP in Aargau 0,7% und im Thurgau 1,4%
der Stimmen. 39

PARTEICHRONIK
DATUM: 14.07.1995
EVA MÜLLER

Die im Juli 2010 gegründete Tierpartei, welche die Bedürfnisse und Interessen von
Tieren und den Erhalt derer natürlicher Lebensräume ins Zentrum ihrer politischen
Arbeit stellt, trat in vier Kantonen erfolglos zu den Nationalratswahlen (ZH, SO, BE, LU)
und mit Barbara Banga-Schaad im Kanton Solothurn auch zu den Ständeratswahlen an.
An ihrer ersten Vollversammlung Mitte Mai 2011 in Wallisellen verabschiedete die Partei
ihr Programm, in welchem sie sich verpflichtete, Tieren eine Stimme zu geben. 40

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.05.2011
MARC BÜHLMANN
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